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Miete, die von der Familie des Bürgers für eine vergleich­
bare Wohnung im volkseigenen Wohnungsneubau zu zahlen 
wäre. Höhere Aufwendungen für die Verzinsung und Tilgung,, 
die im Rahmen des Aufwandsnormativ^entstehen, sind durch 
Entscheidung der örtlichen Staatsorgane zeitlich befristet ent­
sprechend der sozialen Lage des Kreditnehmers durch Zins­
ermäßigung auszugleichen. Solche Ausgleichszahlungen kön­
nen ganz oder teilweise auch durch den Betrieb des Kredit­
nehmers aus Mitteln des Leistungsfonds geleistet werden.

§ 10
Finanzierung des Neubaues von Eigenheimen 

gemäß § 12 Abs. 3 der Verordnung
(1) Die Kredite können bis zur Höhe des Aufwandsnorma­

tivs abzüglich der finanziellen und materiellen Leistungen 
der Kreditnehmer gewährt werden. Je Eigenheim wird ein 
unverzinslicher Kredit bis zur Höhe von 39 TM, bei Fertig­
teilhäusern von 45,5 TM gewährt.

(2) Werden von einem Betrieb zur gleichen Zeit mehrere 
Eigenheime errichtet, kann die Finanzierung über ein Global­
finanzierungskonto erfolgen.

(3) Die Aufwendungen für die Verzinsung und Tilgung der 
Kredite bis zur Überleitung an den Bürger sind von den sozia­
listischen Genossenschaften und kooperativen Einrichtungen 
der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft aus den ihnen 
zur Verfügung stehenden Fonds zu finanzieren. Volkseigene 
Betriebe finanzieren die Aufwendungen für die Verzinsung 
der Kredite aus den Kosten sowie für die Tilgung der Kredite 
aus dem Leistungsfonds.

(4) Betriebe, die nicht in den Geltungsbereich der Rechts­
vorschriften über den Leistungsfonds fallen, finanzieren die 
Aufwendungen gemäß Abs. 3 aus den Fonds für die Verbesse­
rung der Arbeite- und Lebensbedingungen3. Soweit diese 
Fonds nicht ausreichen, sind Teile der überbotenen bzw. über­
planmäßig erwirtschafteten Nettogewinne einzusetzen, die 
jährlich mit dem Plan festgelegt werden.

(5) Bürger, die' von ihrem Betrieb ein Eigenheim in persön­
liches Eigentum übernehmen, treten in die bestehenden 
Kreditbedingungen ein, übernehmen alle Verpflichtungen aus 
den Krediten und erhalten die weiteren Vergünstigungen 
gemäß § 9 Absätze 5 bis 7. Die Kredite sind durch Eintragung 
von Aufbauhypotheken zu sichern. Gehören zum Haushalt des 
Bürgers mehr als 4 Personen, erhöht das Kreditinstitut den 
zinslosen Kredit gemäß § 9 Abs. 2.

§11
Gewährung von Zuschüssen 

gemäß § 12 Abs. 4 der Verordnung
(1) Werktätigen, die bereit sind, noch mindestens 15 Jahre 

ununterbrochen in ihrer Genossenschaft, kooperativen Einrich­
tung oder ihrem Betrieb tätig zu sein, ist besondere Unter­
stützung zu gewähren. Nach Abschluß einer entsprechenden 
Vereinbarung kann der Werktätige von seiner Genossenschaft, 
kooperativen Einrichtung oder seinem Betrieb einen Zuschuß 
von 10 000 M zur Finanzierung der Aufwendungen für den 
Neubau des Eigenheimes erhalten. Dabei sind die von der 
Genossenschaft, kooperativen Einrichtung oder dem Betrieb 
erbrachten materiellen Leistungen einzubeziehen. In Höhe 
dieses Zuschusses braucht der Werktätige weniger Kredit auf- 
zuhehmen und zu tilgen. In den Fällen, in denen Eheleute, die 
ein Eigenheim errichten oder übernehmen, in verschiedenen 
Genossenschaften, kooperativen Einrichtungen oder Betrieben 
tätig sind, können die Genossenschaften, kooperativen Ein­
richtungen oder Betriebe eine anteilige Bereitstellung des 
Zuschusses in Höhe von insgesamt 10 000 M vereinbaren.

3 z. Z. gelten:
— Abschnitt II Ziff. 4 Buchst, b der Finanzierungsrichtlinie vom 

15. Mai 1975 für die volkseigene Wirtschaft (GBl. I Nr. 23 S. 408),
- Abschnitt VII Ziff. 1.1. der Finanzierungsrichtlinie vom 3. Juli 1975 

für die volkseigenen Betriebe und Kombinate der Wirtschaftsräte 
der Bezirke und für die volkseigenen Betriebe der örtlichen Ver- 
sorgung&wirtschaft (GBl. I Nr. 30 S. 570).

(2) Für die Finanzierung der Zuschüsse gilt § 10 Absätze 3 
und 4 entsprechend. Genossenschaften, kooperative Einrich­
tungen und Betriebe können zur Bereitstellung des Zuschusses 
einen zinslosen Kredit erhalten, dessen Rückzahlung aus 
gleichen Quellen jährlich zu vereinbaren ist.

(3) Scheiden Werktätige aus gesellschaftlich gerechtfertigten 
Gründen, wie Delegierung in andere Betriebe, Übernahme von 
gesellschaftlichen Funktionen, Delegierung zum Studium, oder 
aus gesundheitlichen Gründen vor Ablauf der vereinbarten 
Frist von 15 Jahren aus der Genossenschaft, kooperativen 
Einrichtung oder dem Betrieb aus, erfolgt keine Rückzahlung 
des Zuschusses durch den Werktätigen. Scheiden Werktätige 
aus anderen Gründen vorzeitig aus oder wird das Eigenheim 
vor Ablauf der vereinbarten Frist von 15 Jahren verkauft oder 
an andere Bürger zur Nutzung übergeben, haben die Werktä­
tigen den Zuschuß in voller Höhe zurückzuzahlen.

§12
Weitere Finanzierungsbestimmungen

(1) Bürger, denen die Zustimmung zum Neubau eines Eigen­
heimes erteilt wurde und die nicht dem im § 12 Abs. 2 der 
Verordnung genannten Personenkreis angehören, erhalten 
einen Kredit bis zur Höhe von 75 % des Aufwandsnormativs. 
Der Kredit ist mit 4 % jährlich zu verzinsen und mit 1 % jähr­
lich zu tilgen.

(2) Kredite für den Bau von Nebengebäuden sind, soweit 
das Aufwandsnormativ überschritten wird, mit 4 % jährlich 
zu verzinsen und mit 1 % jährlich zu tilgen.

§13
Finanzierung des Kaufs von Eigenheimen 

und unbebauten Grundstücken 
gemäß § 12 Abs. 5 der Verordnung

(1) Der Bürger erhält Kredit, wenn er
— einen nach den Rechtsvorschriften über den Grundstücks­

verkehr4 genehmigten Kaufvertrag besitzt,

— sich mit mindestens 25 % des Kaufpreises an der Finanzie­
rung beteiligt. Der Eigenmittelanteil für kinderreiche 
Familien beträgt 10 %.

Der Kredit für den Kauf eines Eigenheimes wird nur gewährt, 
wenn der Bürger das Eigenheim rechtmäßig bewohnt oder 
eine Zuweisung des für die Wohnraumlenkung zuständigen 
Staatsorgans erhalten hat. Das Eigenheim darf nicht über 
10 % des Wertes durch private Hypotheken belastet sein.

(2) Der Kredit ist jährlich mit 4 % zu verzinsen. Die Höhe 
der Tilgungsleistungen ist grundsätzlich so festzulegen, daß 
die Tilgung des Kredites während der Restnutzungsdauer des 
Gebäudes gesichert ist. Die Mindesttilgung beträgt 1 %. Die 
Tilgung und Verzinsung des Kredites hat in gleichbleibenden 
Jahresleistungen zu erfolgen.

(3) Der Kredit ist in der Regel durch eine Hypothek zu 
sichern.

(4) In Ausnahmefällen kann der Kredit auch für die
— Ablösung der auf dem Grundstück liegenden Hypotheken 

und
— Abfindung von Miteigentümern zum Zweck der Erreichung 

des Alleineigentums
gewährt werden.

(5) Die Räte der Kreise entscheiden, welchen zum Personen­
kreis gemäß § 12 Abs. 2 der Verordnung gehörenden Bürgern 
entsprechend der sozialen Lage Vergünstigungen bei der Aus­
reichung von Krediten gewährt werden. Diese Vergünstigun­
gen können durch Senkung des Eigenmittelanteils sowie durch 
Zinsermäßigung erfolgen. Die Zinsermäßigungen sind zeitlich 
zu befristen.

4 z. Z. gilt die Grundstüdesverkehrsverordnung vom 15. Dezember 
1977 (GBl. I 1978 Nr. 5 S. 73).


